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Erste Verordnung zur Änderung der 

Weiterbildungsverordnung 

 

Vom X. Monat 2026 

 

Das Ministerium für Kultur und Wissenschaft verordnet aufgrund  

- des § 6 Absatz 6 des Weiterbildungsgesetzes vom 14. April 2000 (GV. NRW. S. 

390), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 

894) geändert worden ist, im Benehmen mit dem Ministerium für Schule und 

Bildung und nach Anhörung der für Schule und für Weiterbildung zuständigen 

Ausschüsse des Landtages und 

- des § 13a Absatz 2 Satz 2 des Weiterbildungsgesetzes nach Anhörung der für 

Weiterbildung und für Kommunales zuständigen Ausschüsse des Landtags: 

 

Artikel 1 

Änderung der Weiterbildungsverordnung 

 

Die Weiterbildungsverordnung vom 1. Februar 2022 (GV. NRW. S. 103) wird 

wie folgt geändert: 

 

 

1. § 1 Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt: 

„(3) Weiterhin werden auch die auf den Lehrgang vorbereitenden 

zielgruppenbezogenen Angebote (Vorkurse) gefördert sowie Unterrichtsstunden, 

die auf anrechenbare modularisierte Teilangebote entfallen, wie Sprachzertifikate. 

Die für Vorkurse beantragten Stundenvolumina können jeweils bis zu 20 Prozent, 

maximal bis zu 96 Unterrichtsstunden, überschritten und für zusätzliche 

sozialpädagogische Maßnahmen eingesetzt werden.“  

 

2. Die Überschrift des § 2 wird durch die folgende Überschrift ersetzt:  

„§ 2 

Verfahren der zusätzlichen Förderung für nachträgliche 

Schulabschlusskurse“. 

 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

 

a) Die Überschrift wird durch die folgende Überschrift ersetzt:  

„§ 4 

Verfahren der zusätzlichen Förderung „Maßnahmen für regionale 

Bildungsentwicklung“. 

 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „15. November“ durch die Angabe „1. Oktober“ 

ersetzt. 

 

bb) Satz 2 wird gestrichen.  

 

c) ) Absatz 4 wird durch den folgenden Absatz 4 ersetzt: 
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„(4) Wird der zur Verfügung stehende Haushaltsansatz durch die eingehenden 

Anträge rechnerisch überschritten, dann sollen vorrangig regionale 

Verbundprojekte und die Projekte kleiner Volkshochschulen mit zwei hauptamtlich 

beziehungsweise hauptberuflich pädagogischen Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern 

berücksichtigt werden. Zudem kann dann jeweils nur ein Vorhaben einer 

Volkshochschule beziehungsweise eines Zweckverbands bewilligt werden.“ 

 

 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

 

 

Düsseldorf, den X. Monat 2026 

 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

 

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft 

 

 

Ina  B r a n d e s 
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